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Abschrift 


Bonn, den 5. Januar 1951 


An den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und 
des Deutschen Bundesrates 

Herrn 

Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
44. Sitzung am 5. Januar 1951 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 14. Dezember 1950 verabschiedeten 

Gesetzes über Sofortmaßnahmen zur Sicherung 
der Unterbringung der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen 

— Nrn. 1201, 1306, zu 1306, 1672 der Drucksachen — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 

gez. Dr. Ehard 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 14. Dezember 1950 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Ehard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 


Änderungen 

des Deutschen Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes über Sofortmaßnahmen 
zur Sidierung der Unterbringung der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 


Der Deutsche Bundesrat verlangt, daß der Vermittlungsausschuß 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes aus folgenden Grün- 
den einberufen wird: 

1. Es bestehen schwerwiegende verfassungsrechtliche Bedenken 
unter dem Gesichtspunkt der Personalhoheit der Länder, des 
gemeindlichen Selbstverwaltungsrechts (Artikel 28 Absatz 2 GG) 
und der verfassungsrechtlichen Unzulässigkeit der Vorwegnahmc 
einer in diese Rechte eingreifenden Teilregelung. 

Deswegen erscheint es geboten, im Vermittlungsausschuß die 
Verfassungsmäßigkeit der ganzen Vorlage zu prüfen. 

2. Es besteht die Notwendigkeit, den im § 3 Absätze 1 und 2 be- 
zeichneten Personenkreis bereits in dem jetzigen Gesetz der- 
gestalt zu beschränken, daß nur solche Personen Berücksiditi- 
gung finden, die vor einem bestimmten, für das Hauptgesetz 
bereits vorgesehenen Stichtag in das Bundesgebiet zugezogen 
sind. Die Einschränkung ist allerdings nur für Neueinstellungen 
nach Inkrafttreten des Gesetzes berechtigt, deswegen sollen Ein- 
stellungen, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vorgenom- 
men sind, auch wenn es nach dem 23. Mai 1949 geschah, ange- 
rechnet werden. 

Demgemäß könnte dem § 3 als Absatz 3 etwa angefügt werden: 

„(3) Absätze 1 und 2 gelten nur für Personen, die bis zum 
23. Mai 1949 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet befugt genommen haben. Diese Einschränkung 
gilt nicht für die Fälle des § 4 Absatz 2 Nr. 1 und des § 5 
Absatz 1.“ 

3. Mit Rücksicht auf die durch Krieg und Nachkriegszeit bedingte 
besondere Lage des Nachwuchses, sowie auf das dringende In- 
teresse der Verwaltung, junge tüchtige Kräfte zu gewinnen, 
sollte der Nachwuchs nicht auf die dritte, eventuell zweite frei- 
werdende Stelle beschränkt sein, sondern eingestellt werden 
können, wenn die Nichteinstellung eine ungerechtfertigte Härte 
bedeuten würde. 

Da nicht wenige Heimatvertriebene von den Ländern schon 
aufgenommen sind, die eine 10jährige Dienstzeit i. S. des § 3 
Absatz 1 Nr. 2b nicht hatten, ist es notwendig, auch diese be- 
reits im Dienst befindlichen Personen anrechnungsfähig zu ma- 
chen. Ebenso sollten unter die Anrechnung fallen frühere Ein- 
stellungen, die entweder durch Tod oder durch Pensionierung 
beendigt sind. Denn hier hat ja die Verwaltung nicht nur ihre 
Verpflichtung den betreffenden Personen gegenüber erfüllt, son- 
dern auch regelmäßig Versorgungslast zu tragen. 
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Der Kreis der unter § 4 Absatz 2 Ziffer 2b aufgeführten Stellen, 
die mit Zustimmung ohne Rücksicht auf die Erfüllung der 
Quote des § 4 Absatz 2 Ziffer 1 anderweitig besetzt werden 
können, bedürfte auch einer Erweiterung um die Stellen, für 
die im Einzelfall besondere wissenschaftliche, künstlerische, tech- 
nische oder kaufm.ännische Kenntnisse erforderlich sind. Dabei 
sollte eine anderweitige Besetzung einer solchen Stelle allerdings 
nur vorgenommen werden können, wenn aus dem Kreis der 
unterzubringenden Personen keine Bewerber vorhanden sind, 
die sich nach Kenntnissen oder Einarbeitungsfähigkeit für die 
Stelle eignen. 

Die Berücksichtigung dieser Bedenken könnte folgendermaßen 
erreicht werden: 

In § 4 Absatz 1 sollen die Worte „Nachwuchskräfte des 
Dienstherrn oder“ gestrichen werden und 
§ 4 Absatz 2 soll folgende teilweise geänderte Fassung 
erhalten: 

„(2) Die Zustimmung zur Besetzung ist auch für andere 
Personen zu erteilen, wenn 

1. mindestens zwanzig vom Fiundert der Gesamtzahl der 
Stellen (§ 1) des Dienstherrn mit Personen aus dem in 
§ 3 Absatz 1 Nrn. 2 und 3 bezeichneten Personenkreis 
besetzt sind, wobei anrechnungsfähig auch die Besetzung 
mit einer Person ist, welche noch keine zehnjährige 
Dienstzeit hinter sich hat, sowie die frühere Besetzung 
mit einer Person, die seit Ihrer Wiederverwendung ge- 
storben oder ln den Ruhestand versetzt worden Ist, oder 

2. es sich um Stellen handelt, 

a) — wie bisher — 

b) — wie bisher, jedoch mit Anfügung eines erweitern- 
den Absatzes — ... und für die im Einzclfall beson- 
dere wirtschaftliche, künstlerische, technische oder 
kaufmännische Kenntnisse erforderlich sind und 
für die aus dem Kreis der unterzubringenden Be- 
amten keine Bewerber vorhanden sind, die diese 
Kenntnisse besitzen oder sich in einer angemessenen 
Einarbeitungszeit verschaffen können, oder 

c) die mit einer Nachwuchskraft des Dienstherrn be- 
setzt werden, deren Einstellung unter Abwägung 
aller Belange nicht ohne ungerechtfertigte Ffärte 
hinausgeschoben werden kann.“ 

4. Nach dem Gesetz über den Bergmannsversorgungsschein im Lande 
Nordrhcin-Westfalen vom 10. Juli 1948 erhalten Arbeitnehmer, 
die der knappschaftlichen Sozialversicherung unterliegen und noch 
im Bergbau beschäftigt sind, auf eigenen Antrag einen Berg- 
mannsversorgungsschein, wenn sie nach Verrichtung von Unter- 
tagearbeit 

a) dauernd berufsunfähig im Sinne des Reichsknappschafts- 
gesetzes werden oder 

b) aus vorbeugenden Gründen durch die zuständigen Sozial- 
versicherungsdienststellen aufgefordert sind, 

1. die wesentlichen oder gleichwertigen bergmännischen 
Arbeiten aufzugeben oder 

2. nur noch staubfreie Arbeit oder Arbeit ohne Preßluft- 
werkzeuge zu verrichten. 
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Alle privaten und öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber sind ver- 
pflichtet, Arbeitsplätze mit Inhabern von Bergmannsversorgungs- 
scheinen zu besetzen, wobei der Bruchteil der zu besetzenden 
Arbeitsplätze generell durch den Arbeitsminister zu bestimmen 
ist. Hat der Arbeitgeber innerhalb der im Gesetz vorgesehenen 
Frist die Inhaber von Bergmanns versorgungsscheinen nicht ein- 
gestellt, so bestimmt die . Zentralstelle für den Bergmanns ver- 
sorgungsschein die betreffenden Personen und den Zeitpunkt, zu 
dem sie einzustellen sind. 

Zur Durchführung der angeführten Vorschriften ist es unerläß- 
lich, in dem Unterbringungsgesetz festzulcgcn, daß die Vor- 
schriften dieses Gesetzes die Bestimmungen über den Bergmanns- 
versorgungsschein nicht beeinträchtigen. 

Darüber hinaus wird für erforderlich gehalten, die Regelung des 
§ 6 auch auf solche Personen auszudehnen, die als ehemalige 
Angehörige der Entnazifizierungsbehörden eine gesetzliche Zu- 
sicherung auf bevorzugte Unterbringung durch ihr Land erhalten 
haben. 

Diesen Erfordernissen könnte dadurch Rechnung getragen werden, 
daß in § 6 

a) in Absatz 1 hinter die Worte „aus der Kriegsgefangen- 
schaft zurückgekehrt sind“ „und von Inhabern eines 
Bergmannsversorgungssdieins“ eingefügt wird, und 

b) folgender Satz 2 angefügt wird: 

„Das gleidie gilt für Personen, die bei den Entnazifizie- 
rungsbehörden besdiäftigt waren und eine gesetzliche 
Übernahmezusidierung ihres Landes erhalten haben.“ 

5. Die im derzeitigen § 8 bestimmte Ausgleichsabgabe in Höhe des 
Betrags, der für die freigewordene Planstelle bisher aufgewandt 
wurde, ist zu hoch, denn der bisherige Aufwand war, da das 
Ausscheiden meist wegen Erreichen der Altersgrenze erfolgt, in 
der Regel der auf der Stelle erreichte Höchstbetrag. 

§ 8 Absatz 1 Satz 1 sollte daher wie folgt gefaßt werden: 

„Bei Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften der §§ 1 bis 4 
ist eine Ausgleichsabgabe in Höhe des Betrages zu zahlen, der 
für die freigewordene Stelle als durchsdinittllcher Besol- 
dungsaufwand vorgesehen Ist, hödistens jedoch der Betrag, 
den der Neueingestellte erhält.“ 

6. Gelegentlich der im Vermittlungsausschuß vorzunehmenden 
Neuformulierung könnten folgende Verbesserungen redaktio- 
neller Art vorgenommen werden: 

a) In § 3 Absatz 2 wäre das Wort „Planstelle“ durch 
„Stelle“ zu ersetzen. 

b) In § 4 Absatz 2 Nr. 1 und ln § 5 Absatz 1 müßte es 
statt § 2 Absatz 1 richtig heißen: „§ 3 Absatz 1“. 

c) In § 4 Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b müßte am Ende hin- 
ter dem Wort „Nichtgebietskörperschaften“ ein Komma 
gesetzt und das folgende Wort „oder“ gestridien werden. 
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